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V O N M A R C O B O N A C K E RChile gibt sich eine neue Verfassung. Sie wird wahrscheinlich weniger marktwirtschaftlich ausgerichtet sein als bis-

fassung im Sinne der „Progressiven“ festge- größeren Städte des Landes die Bürger-

t
schwanger zu sein“
Mit Spannung wurde und wird auf die
diesjährige Dividendensaison geblickt. Das
hat mehrere Gründe: Bereits im letzten
Jahr fielen viele Dividendenzahlungen
aufgrund der Pandemie entweder ganz aus
oder wurden beträchtlich zusammengestri-
chen. Insgesamt gingen die Gewinnbetei-
ligungen der 160 Unternehmen von DAX
bis S-DAX im Jahr 2020 um 18 Prozent
zurück. Nicht selten wirkte sich das auch
negativ auf den Aktienkurs aus, weil viele
Investoren gerade wegen verlässlicher Di-
videnden investiert sind.

Hohe Ausschüttungen dank
der Corona-Hilfe?

Ohne Dividenden würden viele Papiere
ihre Attraktivität zum großen Teil einbü-
ßen. Anleger, die eine Dividendenstrategie
verfolgen, dürfen sich dieses Jahr freuen:
Mit einem Gesamtvolumen von 44,7 Mil-
liarden Euro steigen die Ausschüttungen
um knapp 5 Prozent. Aber noch aus einem
anderen Grund wird auf die diesjährigen
Dividendenauszahlungen genau geschaut:
Kritiker bemängeln, dass Unternehmen,
die im Kontext der Corona-Krise mit
öffentlichen Geldern unterstützt wurden,
etwa im Rahmen der Kurzarbeit, und nur
dadurch glimpflich durch die Krise ge-
kommen sind, nun die dadurch entstande-
nen Gewinne an die Aktionäre weiterge-
ben. Allein Daimler hat dieses Jahr 1,4
Milliarden Euro an seine Aktionäre aus-
geschüttet, wobei dieser Summe 700 Mil-
lionen an Einsparungen durch Kurzarbeit
entgegenstehen. Rechtlich ist das unum-
stritten. Trotzdem sind ethische Bedenken
an dieser Stelle naheliegend. Trifft hier die
altbekannte Formel zu, nach der Gewinne
privatisiert, Verluste oder Kosten allzu
häufig aber sozialisiert werden? Nun, ganz
so einfach liegt der Fall hier nicht. Was auf
den ersten Blick unmoralisch anmutet, ist
bei näherer Betrachtung durchaus nach-
vollziehbar. Anders als bei Staatshilfen
(Lufthansa zahlt deswegen keine Dividen-
den) handelt es sich beim Kurzarbeiter-
geld um Mittel aus der Sozialversicherung,
die auch nicht den Unternehmen, sondern
den Arbeitnehmern ausgezahlt werden.
Die Gewinnbeteiligung der Aktionäre, im-
merhin Miteigentümer des Unternehmens,
ist die Belohnung dafür, dass diese Kapital
zur Verfügung stellen – auch in der Krise.
Dem Risiko des Kapitalverlustes stehen
mögliche Gewinne durch Aktienveräuße-
rungen oder eben Dividenden entgegen.
Würde Daimler auf eine Dividende ver-
zichten, hätte das verheerende Folgen für
den Aktienkurs und damit für die Liquidi-
tät des Unternehmens. Die Daimler-Aktio-
näre, darunter auch zahlreiche Pensions-
fonds und Kleinanleger, mussten sich in
den letzten Jahren ohnehin ein dickes Fell
zulegen. Noch 2015 notierte die Aktie bei
über 90 Euro, fiel auf 40 im Sommer
2019, um auf dem Höhepunkt des Corona-
Crashs bei ca. 20 Euro anzukommen. Für
das Geschäftsjahr 2018 lag die Dividende
bei 3,25 Euro, um dann für 2019 auf 0,90
Euro zu fallen. Die Anhebung auf jetzt
1,35 Euro ist mit Blick auf die Dividenden-
historie also eher noch moderat. Fazit zu
den Dividendenzahlungen: Rechtlich un-
strittig, symbolisch schwierig, aber in je-
dem Fall weit weg von skandalös.
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in die Wirtschaft abzulösen. Einige Linke
würden am liebsten die großen Kupfermi-
nen verstaatlichen. Die Gefahr besteht, dass
Investoren abgeschreckt werden. Aber auch
wichtige ethische Fragen wie Abtreibung
oder Sterbehilfe könnten in der neuen Ver-

(1970 bis 1973) hatten die Kommunisten in
der Hauptstadt nicht die Mehrheit. Der PC
war Teil der Regierungskoalition von
Michelle Bachelet in den Jahren 2014 bis
2018, aber nie so stark. Zudem gewann am
Wochenende der Frente Amplio in vier der
her. Die Kräfte, die eine linke Agenda durchdrücken wollen, sind besonders stark V O N M A R C E L V E L E Z - P L I C K E R T

D
ie Wahlen zur verfassunggeben-
den Versammlung und zahlrei-
che Bürgermeisterposten am
Wochenende haben ein politi-

sches Erdbeben in Chile ausgelöst. Sowohl
die bürgerliche rechte Regierung als auch
die Mitte-Links-Parteien, die das Land seit
der Rückkehr zur Demokratie 1990 regier-

Die katholische Kirche, die einst in Chile
zu den stärksten sozialen Säulen zählte, hat
in den vergangenen Jahren deutlich an
Kraft und Einfluss eingebüßt. Vor gut
einem Jahrzehnt erklärten noch zwei Drit-
tel (67 Prozent) der Bevölkerung in einer
großen repräsentativen Umfrage, dass sie
Katholiken sind. Zehn Jahre später ist der
ten, wurden von den Wählern bei niedriger
Wahlbeteiligung (43 Prozent) abgestraft.
Groß herausgekommen sind die radikale
Linke und unabhängige Kandidaten mit
einer meist progressistischen Agenda. In
der 155 Sitze umfassenden verfassungge-
benden Versammlung hätte die regierende
bürgerlich-konservative Rechte ein Drittel
der Mandate gebraucht für eine Veto-Posi-
tion, aber sie kam nur auf 37 Sitze. Die Mit-
te-Links-Koalition von Christdemokraten
und Sozialdemokraten erreichte nur 25 Sit-
ze. Das war weniger als die linksradikale Al-
lianz aus der Kommunistischen Partei (PC)
und dem Frente Amplio, die 28 Sitze er-
obern konnte. Frente Amplio steht den
Kommunisten in Kuba und Machthaber
Nicolás Maduro in Venezuela nahe. Hinzu
kommen noch 48 Unabhängige in Chiles
Verfassungsversammlung, die überwiegend
dem linken Spektrum zuzuordnen sind,
sowie 17 Vertreter der Indigenen, die am
meisten von PC und Frente Amplio unter-
stützt wurden. Aufgrund einer Paritätsrege-
lung ist in der Versammlung 50 Prozent
Frauenanteil vorgeschrieben – es mussten
letztlich kurioserweise sogar elf Frauen ihre
Sitze wieder abgeben.

Die Versammlung soll einen neuen Ver-
fassungstext erarbeiten, der die bestehende
Verfassung ersetzt. Diese stammt ursprüng-
lich von 1980 aus der Zeit des Diktators Ge-
neral Pinochet, wurde aber seit 1990 viel-
fach überarbeitet. Die Hauptstoßrichtung
jetzt wird sein, das marktliberale Modell
durch mehr Sozialstaat und Staatseingriffe

„Junge Fr
schrieben werden.
Präsident Sebastián Piñera gestand die

schwere Niederlage der etablierten Partei-
en in den Wahlen ein. Die Wähler hätten die
klare Botschaft gesendet, dass die Etablier-
ten nicht genug auf ihre Wünsche und Be-
dürfnisse eingingen. Ein Schock für die
Bürgerlichen ist das Ergebnis in der Haupt-
stadt Santiago, die mehr als sieben Millio-
nen Einwohner hat; deutlich mehr als ein
Drittel der 19 Millionen Chilenen leben
dort. In Santiago gewann die 30-jährige
Iracı́ Hassler von der Kommunistischen
Partei die Bürgermeisterwahl. Selbst wäh-
rend der Volksfront von Salvador Allende

auen habe
meisterwahlen.
Das alles weist auf eine starke Linksver-

schiebung hin, die im Herbst 2019 mit gro-
ßen Sozialprotesten begann. Anfangs gab es
Demonstrationen gegen erhöhte Fahrpreise
für öffentliche Verkehrsmittel in Santiago,
bald kam der Ruf nach einer neuen Verfas-
sung auf. Obwohl Chile das wohlhabendste
Land Lateinamerikas ist und vor der Pande-
mie eine offiziell niedrige Armutsrate hatte,
richtete sich die Unzufriedenheit auf die ho-
he soziale Ungleichheit. Im Zuge einiger
großer und teils gewalttätiger Demonstra-
tionen wurden auch Kirchen angegriffen, in
Santiago brannten zwei Gotteshäuser.

n oft Angs
Anteil 2019 auf 45 Prozent gesunken. Der
Teil der sich als nicht-religiös oder atheis-
tisch Bezeichnenden verdoppelte sich auf
32 Prozent. Zum verbliebenen Drittel der
Bevölkerung zählen unter anderem Evan-
gelikale. Die katholische Kirche, die lange
Zeit auch politisch mächtig war und der die
traditionelle politische und wirtschaftliche
Elite nahesteht, gilt bei den Protestlern da-
durch als diskreditiert. Auch in Chile haben
zudem eine Reihe abstoßender Skandale
um sexuellen Missbrauch die Kirche er-
schüttert. Laut einer neueren Umfrage hat
nur noch jeder sechste Chilene Vertrauen in
die Kirche als Institution.

Im Wahlkampf um die neue Verfassung
fiel sie als Einflussfaktor fast völlig aus. Von
ihr war kaum etwas zu hören, obwohl bei
den möglichen Verfassungsänderungen
auch Fragen berührt sind, zu denen die Kir-
che eine dezidierte Meinung hat, etwa
Schwangerschaftsabbruch und Lebens-
schutz. Aktuell ist in Chile Abtreibung nur
in sehr engen Grenzen möglich, nämlich bei
einer Vergewaltigung oder bei Gefahr für
das Leben der Mutter. Die Linke will die
Abtreibung so weit wie möglich legalisieren.
Auch zur Gender-Identifikation könnte die
neue Verfassung Aussagen erhalten, wenn
sich die Linke durchsetzt.

Die Verfassungsversammlung wird im
Juli ihre Arbeit aufnehmen und dann nach
neun Monaten, spätestens nach zwölf Mo-
naten ihre Vorschläge für eine neue Verfas-
sung vorlegen. Über diese wird es dann ein
Referendum geben.

,

20 Jahre VitaL: Die Schwangerenberatung stellt die Frau in den Mittelpunkt, ohne das Kind zu vergessen, sagt die
Gründerin, Alexandra Maria Linder V O N S T E FA N R E H D E R

Frau Linder, Teilnehmer des jährlichen
„Marsches für das Leben“ kennen Sie als
resolute Vorsitzende des Bundesverbands
Lebensrecht (BVL). Kaum einer weiß,
dass Sie zusammen mit anderen vor
zwanzig Jahren die Schwangerenbera-
tung VitaL gegründet haben. Was hat Sie
und Ihre Mitstreiter damals zu diesem

die jeweilige diensthabende Beraterin um-
schalten. Die Stundenzahl und Verteilung
ist ganz individuell. Unser Ziel ist es, so vie-
le Beraterinnen zu haben, dass niemand
überlastet wird.

Wie qualifizieren Sie die Beraterinnen?

Wie werden Ihre Beraterinnen eigentlich
damit fertig, wenn Frauen sich – trotz al-
ler Bemühungen – für eine Abtreibung
entscheiden? Oder kriegen die das gar
nicht mit?
Da wir oft eine Art „Auffangbecken“ mit
Weitervermittlung an kompetente Stellen
vor Ort sind, erhalten wir nicht so viele

che Gespräche, Supervision, Austausch und
Psychohygiene an.

Wenn Sie vergangenen zwanzig Jahre
einmal Revue passieren lassen. Was wa-
ren im Rückblick die wichtigsten Wei-
chenstellungen?
Schritt bewogen?
Die Erfahrung und Überlegung, dass
Frauen im Schwangerschaftskonflikt ein
Beratungsgespräch brauchen, wenn sie in
den Konflikt geraten, und nicht, wenn eine
Beratungsstelle öffnet. Wir waren die ers-
ten, die eine solche Notrufzentrale einge-
richtet haben. Außerdem bieten wir eine
unabhängige Beratung an, die die Frau mit
ihrer Lebenssituation in den Mittelpunkt
stellt, ohne das Kind zu vergessen. Ein wei-
teres Motiv war die Möglichkeit und der
Nachweis, dass man Frauen im Schwanger-
schaftskonflikt ohne staatlich ungute Ver-
strickung erreichen kann.

Das VitaL-Notruftelefon ist rund um die
Uhr besetzt. Wie muss man sich das vor-
stellen? Nachts um drei klingelt das Tele-
fon ... dann hebt wer ab?
Wir haben zurzeit über zwanzig Beraterin-
nen, die sich den ehrenamtlich organisier-
ten Dienst teilen. Für Verwaltung und Or-
ganisation haben wir aktuell drei Mitarbei-
terinnen, die zum Beispiel Statistiken er-
stellen oder die zentrale Rufnummer auf
Und was müssen die mitbringen? Frauen
helfen und das Leben ungeborener Kin-
der retten zu wollen, wird wohl nicht rei-
chen, oder doch?
Eine wichtige Voraussetzung! Außerdem
natürlich die respektvolle Haltung gegen-
über allen Anrufern. Eine gewisse Lebens-
erfahrung und Reife sind wichtig, Berufs-
erfahrungen im pädagogischen, Beratungs-
oder sozialen Bereich nützlich. Wir bieten
eine solide Ausbildung. Fachlich beinhaltet
sie zum Beispiel Rechtslage, Hilfsmöglich-
keiten, die vorgeburtliche Entwicklung oder
Abtreibungsmethoden. Die besondere Lage
von Frauen mit muslimischem Hintergrund
und der weibliche Zyklus sind ebenfalls
Themen. Junge Frauen haben oft Angst,
schwanger zu sein. Neben Klärung und Be-
ruhigung kann man die Gespräche nutzen,
um über verantwortungsvolle Sexualität
und Schwangerschaft zu sprechen. Beson-
ders wichtig ist die praktische Ausbildung
mit Kommunikationsgrundlagen sowie
mündlicher und schriftlicher Gesprächs-
führung, die wir mit regelmäßigen Übungen
ergänzen.
Rückmeldungen. Manche Frauen begleiten
wir selbst, mit meist positivem Ausgang.
Nach einem einmaligen Beratungsgespräch
können wir eine Tendenz erkennen, kennen
aber nicht das Resultat. Es rufen viele
Frauen an, die klar sagen, dass sie abtreiben
wollen. Diese einmalige Gesprächs-Chance
ist natürlich anspruchsvoller als bei Stellen,
wo es weniger um Abtreibung als um Hilfe
geht. Wir haben sehr viele dieser Gespräche
und viele ambivalente Frauen. Ich bewun-
dere unsere Beraterinnen dafür, wie enga-
giert sie die Anrufe nutzen, um zu erfahren,
warum die Frauen die Abtreibung wollen,
über welche Möglichkeiten sie noch nicht
nachdenken konnten, welche Hilfen und
Alternativen ihnen vielleicht noch nicht an-
geboten wurden. Und ja, einige Frauen ver-
weigern ein Gespräch und teilen mit, dass
sie auf jeden Fall abtreiben. Manche übri-
gens melden sich danach erneut und brau-
chen Beratung nach Abtreibung. Wer sich
so für Frauen und Kinder engagiert und die
Folgen aus Erfahrung kennt, kommt natür-
lich schwer mit einer Abtreibungsentschei-
dung zurecht. Deshalb bieten wir persönli-
Jeder Frau jederzeit Beratung und Hilfe an-
zubieten. Ein Netzwerk aus Beraterinnen,
lokalen Unterstützungsmöglichkeiten, me-
dizinischen Fachleuten und vielem mehr,
mit dem man auch jenseits der Beratung
Gutes bewirken kann. Und, mir persönlich
wichtig: dass die Lebensrechtsbewegung bei
aller bioethischen Theorie nah an den Men-
schen bleibt und hilft, weiß, worum es geht,
und nicht, wie manche Parteien oder Orga-
nisationen, in einer ideologischen Blase lebt
und die Lebenswirklichkeit der Betroffenen
nicht kennt oder ignoriert.

Zum VitaL-Jubiläum planen Sie ein neu-
es Beratungsangebot, das sich an Frauen
richtet, die abgetrieben haben. Warum?
Immer mehr Frauen rufen nach Abtreibung
an. Es geht ihnen schlecht, sie sehen, dass es
keine hilfreiche Entscheidung war, sie ein
Kind verloren haben, falsch oder unvoll-
ständig beraten wurden. Sie brauchen spe-
zifische Unterstützung. Es ist wichtig, auch
ihnen eine entsprechende Beratungsmög-
lichkeit anzubieten.


